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Der schweizerische Republikaner
herausgegeben

von Escher und Usteri,
«îicKlèede?» der s.'scigebeudes Räthe der helretischeu Nepubiit.

a N d III. X». I^XXXVII. Bern, den Z. Juli 1799. (I s. Messchor Vll.)B

Gesezgebu ug.

Senat, 8. Juni.
(Fortsetzung.)

(Beschluß des Handelstraktat!?.)
- Art. i. Keine von beiden Republiken soll jemals

die Einfuhr, den Verbrauch oder die Durchfuhr irgend
eines Natur-- oder Fabrik - Erzeugnisses, der.andern
Republik, als ihrer Bundêgenossîn, verbieten^künnen,
jedoch unter der Bedingung, daß die erwähnte Waar
mit einem Schein über ihre Erzeugung versehen seyn soll.

Art. 2. Niemals soll eine von den beiden Re--
publiken die Ausfuhr von irgend einem Produkt ihres
Bodens oder ihrer Manufakturen, in wiefern es kür
die bundsgenöffische Republik bestimmt ist, verhin-!
dem, ausgenommen für kurze Zeit, in Betreff des
Getreides und,Mehls, oder in dem Falle, daß die
gleiche Sperrung als allgemeine Maßnahme gegen
alle Nationen würde verfügt werden.

In Rükficht auf die gegenwärtig in Frankreich
verbotene Ausfuhr des Getreides, zicht die französi-
sche Republik das unvermeidliche Bedürfniß der heb
vetischcn in Betrachtung. Indem jene dieser einen

ganz besondern Beweis der Zuneigung zu geben be-
reit ist, aukorisirt die erstere, die leztere, zu jährlicher
Ausfuhr aus dem französischen Boden, auf ihre
Rechnung von einer Million Myriagrammen Getreid
oder Mehl, jedoch unter der Bedingung, daß die
Ausfuhr auf den verabredeten Straßen geschehe, von
Versosr her, von Jougue, Verrières de Ioux und
Donrglibre, auf schweizerischem Fuhrwerk und durch
schweizerische Fuhrleute. In dem Falle, daß die
Einfuhr von einer Million Monogrammen Tetreid
oder Mehl, für die erweislichen Bedürfnisse Helvetiens
nicht hinreichend seyn sollte — willigt die französische
Republik noch überdieß ein, daß durch besondere,
alljährlich z« erneuernde Verträge, die Einfuhr auf
4 Millionen M.riogrammen sieige, jedoch soll sie

dieses Maas nie überschreiten.
Art. z. Die Ausfuhr - und Einfuhrzölle auf die

Natur - oder Fabrikerzeugnisse. der beiden verbündeten

Republiken, die aus der einen in die andere gehen,
und die durch die bestehenden Tarifs nach dem Ge-
Wichte bestimmt sind, werden fernerhin auf die gleiche
Weise bezogen; hierbei aber dient zur Grundlage der
-Werth der Waaren, dergestalt, daß in keinem Falle
der zu entrichtende Zoll den Werth von 6 pr. i-».
übersteigen sott. Zu diesem Ende hin werden die
Werthungen dw Waare jeder Art und Natur von den
gegenseitigen Regierungen bestimmt, und diese über-
reichen einander einen Etat über ihre Fabricate, unl»
vereinigen sich über die Form der Certificate, durch
welche der Ort ihrer Herkunft erweislich gemacht wird.
Bis zur Vollendung dieser Fabr.ketat nimmt man ge/
genseitig bei der Beziehung ber Zolle den angegebnen
Werth der Waaren zur Grundlage an ; immer indeß
sieht bei den Zollaufsehcrn das Recht, sie zurük zu
behalten, in wie fern sie dieselben nach dem Fusse des
angegebnen Werthes, nebst zehn von hundert darüber
bezahlen, und unter der Bedingung, daß die aus
Helvetica ausgeführten Waaren auf keinem andern
Wege nach Frankreich gehen, als über die in dem
vorhergehenden Artikel festgesezten Bureaus, zu denen
noch ein andres in dem Departement des Schecken-
bergs kömmt.

Art. 4. Die in Helvetica von dem Detailver-
kaufe der Weine zu beziehenden Zolle, sollen gleich
bestimmt werden. Sowohl für die französischen als
für die helvetischen Weine.

Art. Z. Unter Voraussetzung der gegenseitig zu-
folge des 1. Art. gestatteten Freiheit des Transits
soll der Transitzoll niemals das Halbe vom Hundert
vom Werth der durchgehenden Waaren übersteigen.

Die Zolle für den Unterhalt der Straßen, sowohl
zu Land als zu Wasser, sollen niemals höher steigen,
als diejenigen, welche von den Bürgern der Republik
bezahlt werden, die sie fodcrt.

Die Trünsitgeschäftt geschehen par acquit a can»
lion. Die Fuhrleute, Kutscher und Schiffer deque-
men sich übrigens beim Eingange auf den Boden der
einen oder der andern Republik nach den Gesetzen

und Verordnungen, die in jeder derselben eingeführt
sind..



7°4
Art. 6. Beide Republiken treffen die Abrede, nach

welcher ihre gegenseitigen Münzen auf den gleichen
Fuß geprägt werden, lind alsdann kommen sie über-
ein, daß sie gegenseitig in beiden Landern gesezlichen
Umlauf haben.

Art. 7. Wofern ein französischer Kaufmann oder
andrer Bürger in der'Schwei; mit Tode abgeht, so

verpflichtet sich die helvetische Republik, seine Erben
oder diejenigen, so auf sein Gut Anspruch haben,
durchaus so wie die Einheimischen zn halten. In
Frankreich hat das Gegenrccht statt, wofern dort ein
helvetischer Bürger mit Tode abgeht.

Art. 8> Französische Bürger die in Helveticn
wohnen, und helveasche die in Frankreich zu Hause
sind, lasten ihre Paßporte durch die Legation oder
durch den Consul ihrer Nation bescheinigen.

Art. y. Französische oder helvetische Bürger, die
auf unbestimmte Zeit in dein Umfang der bundeö-
genoßischcn Republik reisen, mögen mit den Paßports
ihrer Nation zurülreisen, in wie fern sie dieselben
durch ihre respectiven Legatiouen oder Consuln be-

scheinigen lassen, und sich nach den Polizeigcsetzen
bequemen, die in dem Lande, in welchem lie reisen,
eingeführt sind.

Art. io. Man kömmt überein, daß die Verträge
Wd Verkommnisse, welche die französische und hei-
vetische Republik mit andern Staate» eingehen könnten,
niemals in irgend einem Punkte der Vollziehung des
gegenwärtigen Vertrags im Wege stehen sollen; viel-
mehr wird jede der beiden Republiken in solchem Falle
allen Kräften aufbieten/ftnu auch der bundcsgenoßsschen
Republik Handelsvortheile zu verschaffen.

Art. 11. In den polirischen und Handelsartikeln
des Allianzvertrages, wird durch diesen Vertrag nichts
weder geschwächt noch geändert.

Die Bestätigungen des gegenwärtigen Vertrages
sollen in Zeit von drei Dccaden erfolgen, ang.recyner
von dem Lage dcr Unterzeichnung; vier Dccaden nach
Auswechslung der Ratificalionen soll der Vertrag zur
gänzlichen Vollziehung gelangen.

Beschlossen und unterzeichnet zu Paris, den
11. Prairial im 7. Jahr der fränkischen einen und

.unihestbarcn Republik (den 3. Mai I799-)

gezwungnes Anleihen von fünf vom hundert des reft
neu Ertrags aller Gemeind - und Körperschaftsgüter,
mir Ausnahme der Schul- und Armengürer, erhoben
werden. 2. Dieses Anleihen soll in Zeit von 14 La-
gen, von Bekanntmachung des Gesetzes an, bewert-
stelligt seyn; den Gliedern der Gemeinden und Kör-
pirschasten bleibt die Auswahl der Art und Weise
überlassen, wie sie das Geld herbeischaffen wollen.
3- Die Darleiher erhalten an Zins vier vom hundert.
4 Zur Specialhyporhek erhalten diesecben Zinsbriefe,
oie dem Staate gehören, und deren Werth mit der
dargeliehenen Summe gleichförmig ist; ausser dieser
Specialhypothck erhalten sie zur Generalhypothek die
Verschreibung aller Nationalgütcr. Z. Die Zinsbriefe,
welche zur Epecialhypothek gegeben werden, werden
in die Hände der Gemeindskammcr der Gemeinde,
von welcher das Anleihen erhoben wird, niedergel.gt.
S. Gegenwärtiges Gesez soll gedrukt, öffentlich be-
kannt gemacht, und wo es nöthig ist, angeschlagen
werden.

^zn offener Sitzung wird nach einigen Debatten
folgender Beschluß angenommen:

Das Vollziehungsdirektorium wird ausserordent-
liche Commissars in die Kantone abschiken, die die
schleunige Beziehung der Austagen bewachen, und die
in dieser Rüksicht mit der nöthigen Vollmacht per-
sehen sind. — Kein Mitglied der obersten Gewalten
kann zu einer solchen Sendung gebraucht werden.

Unterzeichnet: C. M. Talley r an d.

P. I. Zeltnev.
A. I e n n e r.

(Abends 6 Uhr.

In geheimer Sitzung wird folgender Beschluß an-
gcnommcu:

Auf die Vothschaft des Vollzichungsdirektoriums
pom 7. Brachmouat 1799, hat der grosse Rath nach
erklärter Dringlichkeit beschlossen: — 1. Es soll ein

Am 9>

Die

Juni war keine Sitzung im grossen Rath.

Senat, 9. Juni.
Präsident: Meyer v. Arau.

Proklamation der gesezgebenden Räthe an
das helvetische Volk, über die Ursachen der Verlegung
des Regierungssitzes nach Bern wird verlesen.

Meyer v. Arb. tragt auf Untersuchung der-
selben durch eine Commission an; er findet sie zu
weitschweifig. Kubli hingegen findet sie sehr zwek-
massig, und wundert sich nur. daß das Direktorium
nicht eine solche schon vor mehrern Tagen ausgab. -»
Die Proklamation wird angenommen.

"

Der Senat schließt seine Sitzung, und beschäftigt
sich mit einigen auf die Zeituiustände Bezug habenden
Gegenständen.

Gross er Rath, 10. Juni.
Präsidcnt: Bourgeois.

Tab in fodert für 6 Tag Urlaub wegen den
Plünderungen in seinem Eigenthnm in Walliö. Dem
Begehren wird entsprochen.



Die Mü5er des Distrikts Peterlingen wünschen,
baß wenigstens auf jeder Mühle ein Mann von dem

Auszügerdienst befreit werde. Anderwerth fodert
Verweisung an eine Commhsion, oder aber Vertagung.
Secretan bemerkt, daß das allgemeine Bedürfniß
des Staats Gewährung dieser Bitte erfodert; er
trägt daher auf dieselbe an. Akermann folgt
Secretan. Gmür fodert Verweisung an die Militär-
commission, und auf morgen ein Gutachten von der-
selben. Dieser lezte Antrag wird angenommen.

Graf fodert eine neue Militarcommission, weil
g Mitglieder der a'ccen krank sind. In die Com-
Mission werden zur Ergänzung geordnet: Grafenricd,
Jomini und Fierz.

Die Gebrüder Künz von Dornach, welche schon
seit dein Monat November eingekerkert sind, fodcrn
endlichen Entscheid über ihr Schiksal von einem un-
partheiischen Richwr. Custor fodert Verweisung an
diejenige Commission, welche über das leztere Be-
gehren des Hbergerichtshosies niedergeftzt ist. Trösch
fodert Verweisung ans Direktorium. Arb folgt,
weil die Bittsteller als Ruhestörer eingekerkert wurden.
Secretan stimmt Trösch bei, und will das Direk-
torium zu schleuniger Betreibung des Gegenstandes
einladen. Fierz stimmt Custors Antrag bei. An-
Verwerth ist Secretans Meinung, weiche ange-
nommen wird.

Schlumps im Namen der Commission, die über
Vertheilung der Gemeindgüter niedergeftzt ist, legt
folgendes Gutachten vor, über welches Dringlichkeit
erklärt wird.

Bürger Gcsezgeber! Unter den vielen eingelang-
ten Pcti ionen für und wider die Vertheilung der
liegenden Gememdgüter, welche einer Commission zur
Untersuchung übergeben worden, befindet sich auch
eine solche von mehrern Bürgern der Gemeinde Ecris-
wyl, Kanton Luzern.

Lange schon wiederholt, und erst neulich wieder,
haben diese Bürger um die Entscheidung der Frage
sehr dringend gebetten, und zugleich behauptet, daß
ihre Petition, so wie die Sache selbst, keineswegs
mit jenen andern Gemeinden in Verbindung stehe;
folglich abgesondert behandelt werden könne, und be-
handelt werden müsse.

Eure Commission hat demnach diese Petition,
samt den derselben beigelegt, 14 Alten untersucht,
und gefunden, daß dieser Gegenstand hauptfachlich
darin von den übrigen Gemeindgittern verschieden sen.

Erstens sind diese liegende Güter keineswegs als
Gemeind - oder Corporationsgüter anzusehen; Zu-
malen dieselben theils in 73 und theils in 75 Gerecht
tigleitcn abgetheilt sind, welche Gerechtigkeiten
einzeln gekauft, verkauft und vervfandet werden können.

Zweitens müssen von diesen Gütern uicht die
mindesten EemeindsansLaben bestritten werde».

Und drittens wird dieses Gut nicht einmal in
coi-poro iverstcuret, sondern jede solche Gerecht Mit
wird zum Vermögen des Besitzers gerechnet, und ist
mit den Privatgütern jedes einzelnen Besitzers den
Finanzauslagen unterworfen.

Die Commission hat also die Ehre, folgenden Be-
schluß vorzuschlagen:

An den Senat.
In Erwägung, daß die sogenannte Allmend und

Waldung in der Gemeinde Ettiswyl in besondere
Rcchtia.nen abgetheilt ist;

In Erwägung, daß diese Rechtsamen jede einzeln
veräussert und verpfändet werden kann.

In Erwägung, daß diese Güter keine besondere
Verpflichtung für örtliche Ausgaben auf sich haben;

In Erwägung, daß es hier nicht »m eine Ver-
theilmag, sondern nur um die Aufmarehnng und Pri-
vatben'.Mung der schon vertheilten Neehtsamen zu
thun ist;

hat der grosse Rath, nach erklärter Dringlichkeit,

beschlossen:
Die Eigenthümer dieser Rechtsinnen mögen die

Ausmarcha.ua ihrer Güter und Waldungen vorneh-
men, und selbe privat benutzen.

Escher sagt: In Helvetian sind ungefehr 7000
Gemeinden; wollen wir also über jedes einzelne Ge- -

meindg'.it ein Gutachten und ein Geftz machen, so
haben wir lange Arbeit vor uns. Allein da wir allge-
mein anwendbare Gesetze, nicht individuelle Urtheils-
sprüche entwerfen sollen, so kann das Gutachten
nicht angenommen werden; dagegen enthalten seine
Erwägungsgründe einige Grundsatze, die vielleicht als
Gescz zwckmässig aufgestellt werden könnten, und dann
ach alle ähnliche Fälle anwendbar wären; ich fodere
also Zurükweisung des Gutachtens an die Commission,
damit sie uns allgemeine Grundsätze aufstelle.

Custor würde die Commission bedauren, wenn
sie über jedes einzelne Gemeücdgut ein Gutachten vor-
legen müßte, und stimmt ganz Eschern bei.

Secretan folgt. S chlu m pf dankt Custorn
für seine Sorgfalt, bemerkt aber, daß die Bittschrift
dieser Gemeinde die einzige von dieser Art. war, und
also beharret er auf dem Gutachten, weil wenn
mehrere Gemeinden sind, die sich im gleichen Fall be--

finden, sie sich nach diesem Gescz richten können.
Ki lchma n n folgt ganz Schlumpf, und glaubt,

d'eft Gemeinde bät e ohne Erlaubniß der Gesezgeburg.
diese Güter vertheilen dürfin, und ohne diese Thei-
lung würden die Waldungen dieser Gemeinde, nach und-
nach zu Grunde gehen. Rcllstab stimmt Eschen,
bei, besonders weil er nicht gerne Waldungen theilen
lassen würbe. Anderwerth kann mich nichtz für



das Gutachten stimmen, theils wegen den schon an-!

geführten Gründen, besonders aber weil die Vertheil
lung der Gemeindgüter in dem gegenwartigen Augen-
bl:k sehr bedenklich ware, und weil er wünscht, daß
die Gemeingüter für ansserordentliche allgemeine Noth--
falle als Hülfsmittel aufbewahrt werden; er fodert
Nükweisung des Gutachtens und Vertagung des Ge-
genstandes. Escher beharret auf seinein Antrag und
bemerkt Schlnmpf, daß die Gesetze unmöglich jndioi-
duelle Urtheilssprüche enthalten können, nach denen
sich dann jederinan, der sich im gleichen Fall heftn-
det, halcc» soll, sondern die Gesetze müssen d:e

Grundsatze selbst enthalten, welche erst dann die Par-
theicn over der Richter auf den einzelnen Fall anzu-
wenden hat. Kilchmanns angeführter Grund für die

Theilung ist ihm ein neuer Grund wider dieselbe,
denn wenn Holz vertheilt wirb, so wird sich jeder
in e nem augenbl klichen Mangel Gels daraus ver-
schaffen, und dann dürfte wenig mehr für die Nach-
kommen dieser Gemeinde vorhanden seyn. Euter
ftinimt besonders wegen den schon berührten poti-
tischen Rükstchten zur Zurük.veisimg an die Commission.
Das Gutachti n wird zurükgewiescu.

Bürger Gumor s, der durch Aufhebung der H-eo-
' dallasten ein jährliches Einkommen von zooo Franke»
verlohr, klagt w der ei» Dekret des Direktoriums,
welches ihm die Eintreibung s iner Schulden einstellt^

Zim m e r m a u n sag: : wann das Diretlormm wirk-'
lich einen solchen Eingriff in die richterliche Gewalt char,
so ist es sehr tadelnswürdig; ich fodc.e Uaccriuchung
dies.s Faktums durch eine Csmmissioi«. Kilchmann
folgt, wünscht aber, daß die Commission emen Vor-
schlag w:dec zu sicunge Schuldbeweibungen mache.

Zimlaermann bemerkt, daß über diejen iezrern
Gegenstand s,>cn eine Counuij'sion nicdergesczt ist,
deren Arbeit aber höchst schwierig ist; hier aber ist es

hauptsächlich um Untersuchung des Berragens des

Direktoriums zu thun, und daher beharret er.

Schlumps schirmt Zimmerman» bei. Iomini
folgt, wünscht aber besouoers auch Untersuchung der-

jenigen B.cschrift, die zu dem Beschluß des Direk-
toriums Anlaß gab. Kilchmann folgt, und wünscht
bald gen Rapport von jener berührten Commission.

Zimmer mann glaube, wenn uns die Handhabung
der guten Drdnr.ua lieb ist, und besonders in diesem

Augenblik, so müssen wir auf Kilchmanns Antrag
keine Rüksicht nehmen. Graf folgt Zimmerman»,

.dessen Antrag angenommen wird. In die Com iiichon
werden geordnet: Secretan, Naf und Daller.

Carra rd und Zimmerman n im Namen einer
Commission legen folgendes Gutachten über den Ober-
i»er.chrshof vor:

An den Senat.
In Erwägung, daß es dringend ist, ein schnelles

Hülfsmittel gegen die kangsamkeit anzubringen, welche
die Verfolgung und Bestrafung der Vergehen erleidet;

hat der grosse Rath, nach erklärter Dringlichkeit,

beschlossen:
i) Die von den Kantonsgerichten ausgefällten

Ariminalurtheilösprüche, welche nicht die Todesstrafe
verhängen, und bei denen von Seite des öffentlichen
Anklägers oder des Beschuldigten weder die Weilers-
ziehung noch die Kassation verlangt wird, sollen
vollzogen werden, ohne daß es erfoderlich sey, sie
vor den obersten Gerichtshof zu ziehen.

Die Artikel rg und 19 des Gesetzes über die
Organisation des obersten Gerichtshofs sind zurükge-
nommen, in wiefern sie der Verfügung des gegen-
wârtigcn Gesetzes zuwider sind.

Regli glaubt, dieser Vorschlag sey der Consti-
tution zuwider, und daher könne nicht in denselben
eingetreten werden; überdem findet er sehr zwekmäsfig,
daß die höhern Straftatheile an den Dbergerichtshof
gelangen, weil bei demselben jene sokalverdindungen
nicht statt haben, die meist bei den Kantsnsgerichten
vorhanden sind.

Cnstor sieht die Constitution keineswegs durch
dieses Gutachten verlezr, und stimmt alsio demselben
bei. Anderwerth folgt, wünscht aber, daß diese
Verfügung nur provisorisch genommen werde, wie
dcr Obergerichtshof dieselbe begehrt. Carrard
glaubt, es sey schon lezthin hinlänglich bewiesen
worden daß das Begehren des Obergerichrhofs kei-
ncswegs wider die Constitution ist, weiches der 94. §
derselben hinlänglich beweist. Also bedenke man
welche Schwierigkeiten es hätte, alle Kriminalfälle
vor dem Obergerichtshof mit der erfoderlichen Be-
schleunigung beurtheilen zu lassen! Ehedem waren
vielleicht 18 verschiedne Kriminalrichter in Helvetic»,
welche hmlänglich beschäftigt waren; gegenwärtig sollte
ein einziges Tribunal neben seinen sonstigen Geschäften
dieses übernehmen? wahrlich dieß ist jezt sowohl als
in Zukunft unmöglich, und daher ist es üöecflüßig
diese Maaßregel blos provisorisch zu nehmen; über-
dem kann man das Gesez' wieder zurüknehmen wann
es die Umstände erfodern. Da die Appellationsfalle
vorbehalten sind, so fallen die Einwendungen Reglis
ganz weg; und so stimmt er zum Gutachren.

Trösch folgt. S ch lumps stimmt wegen der
Megli bkeit der Apellation, welche bestimmt vorbe-
Hairen ist, zum Gutachten, welches angenommen wird.

Das Direktorium fodert in einer Tochschaft die
Elstaubniß, den B. Senator Karlen und den B. Reprä-
sentant Fischer zu einer Sendung ins Oderland g<-
brauchen zu dürfen. Diesem Begehren wird entsprochen.

Die Versammlung bildet sich in geheime Sitzung.



G e n a k, ro. Iu ni.
Präsident: Meyer v. Aran.

Der Beschluß ber die Art, wie bei dem Austritt
der Mitglieder des Vollziehnnasdirektsnums das ?oos
gezogen werden soll, bestimmt, wir!» verlesen.

Hoch verlangt eine Commission. — Der Beschluß
wird «der sogleich angenommen.

Die Discussion über den Beschluß, welcher dem
Direktorium einen Credit von zoooo Franken zu Be-
streitung der Unkosten der Unterhaltung verschiedner
Nationalzebäude bewilligt, wird fongesezt.

Lang kann unmöglich zur Annahme stimmen; es
ist sehr unpolitisch izt Gebäude repariren zu wogen,
während unsere Soldaten nicht bezahlt sind. Kubli
unwrstutt diese Meinung und wiederholt, daß der
Beschluß nicht, wie die Commission sagt, von zu be--

zahlenden schon gemachten Arbeiten, sondeàn von erst
noch vorzunehmenden spricht; und zu solchen wird
bei den gegenwärtigen rraur-gen Zeitumstäudcn nie-
mand rathen wollen. Genharo findet diese Grund-
sätze hier nicht anwendbar; für sie Eliten ist genug
Geld angewiesen worden, wenn es ihnen nur gc-
hörig z iksmmt; die verlangte Summe fur Unterhat-
tun g öffentlicher Gebäuden ist h >chst mäßig, und ihre
Ersparung dürfte leicht eine sehr große Verschwendung
seyn; er stimmt zur Annahme. Mittelholzer
vertheidigt den Beschluß. Zu Bezahlung der Eiiteu
sind hinlängliche Summen angewiesen worden und ab-
gegangen; warum die einen Bataillons nicht bezahlt
worden wahrend andere es sind, wird sich bei Un-
tersnchung des Betragens der Commissar cn zeigen ;
die Verwerfung dieses Beschlusses würde jene nicht
besser bezahlt machen,; die verlangte Summe ist sehr
mäßig und größtcmheils zu Bezahlung schon verdien-
ter Taglvhne bestimmt. Kudli glaubt, wer im
Kleine!: nicht haushalte, könne es auch im Grössern
nicht, und aoooc. Franken seien keine Kleinigkeit; er
verwirft übrigens den Beschluß nochmals wegen seiner
Unbestimmtheit. Crauer st mmt zur Annahme; die
Nationalgeöäude können unter keinen Umständen im
Verfall gelassen werden. Müngcr ist gleicher Mei-
nnng. Hoch nimmt den Beschluß an, aber künftig
keine andere Geldbewilligung, bis wir gewiß sind,
daß die VaterlandsverrhciSiger bezahlt sind.

Der Beschluß wird angenommen.
Auf Murets Antrag wird in die Commission über

die Erblehen an Aügustiuis Stelle, Srokmann
ernannt.

Duc erhält für ro. Tage Urlaub.
Im allgemeinen Ausschuß beschäftigt der Senat

sich mit einem die innere Polizei des Rathes bettest
senden Gegenstand.

Grosser Rath, ir. Juni.
Präsident: Bourgeois.

Die Verwaltungskammer des Leman übersende!
folgende Anzeige:

Den 4. Juni nach geendigtem Gottes'"'enn in de«
Kirchen zu Culli, Lutri, Grandoanp xâ -Sabigni
traten die Mitglieder der Miiitärge cttschzft dieser
Gemeinden zusammen, und nahmen in den aegenwär-
tigcn kritische» Zeitumstanden unftrs Vatcrlauos und
im Gefühl der bringenden Nothwendigkeit, die Armee
zu unterstützen, folgenden Beschluß:

Die zahlreiche Versammlung der Schützen stellt
für das gegenwärtige Jahr das Scheibenschießen ein,
und bestimmt den Betrag der Preise zur Unterstützung
ihrer braven Waffenbrüder. Einige Mitglieder wollte»
zwar, daß diese Summe nur allein den Soldaten,
weiche Mitglieder dieser Gesellschaft sind, zu gute
kommen soll : aber eine grosse Stimmenmehrheit war
der Meinung, daß sich alle Bürger Helvetiens ohne
Ausnahme und Partheilichkeit als Brüder betrachten
sollten, da alle unsere Brüder, welche bei der Armee
sind, gleiche BedürfnisseHaben, und billigen Anspruch
0. ff gleiche Unterstâtzîmgmuachen können. In dieser
Rüksicht legt die Gesellschaft dieser wahren Freunde
der Freiheit und der ächten Gleichheit, ohne Unter-
schied zum Besten des gesammten Militärs 400 Frk.
auf den Altar bes Vaterlandes.

Secretan federt Ehrenmeldung, und hofft,
die durch diese Gesellschaft geäußerten Gesinnungen,
werden uns so viele Freude machen als das Opfer
selbst. Die Ehrenmeldung wird erkannt.

Ein Weibel von Fryburg fsdert Besoldungsbes
stimmung. Auf Carmintrans Antrag wird dis
Bittschrift der Besoldungscommifflon zugewiesen.

Graf im Namen der Militärcommission trägt
darauf an, über die gestrige Bittschrift der Müller
von Pcterlingen zur Tagesordnung zu gehen, weil
keine Ausnahmen vom Gesez statt haben sollen; da-
gegen begehrt er, daß den Auszügern gestattet werde,
einen Bürger an ihrer Stelle in das Auszügerkorps zu
stellen. Custor folgt, und fodert, daß die Gründe
der Bittschrift als Erwagungsgründe dem Beschluß
vorgesezt werden weil ohne dieß unser Beschluß vom
Senat verworfen werden könnte, indem ein ähnlicher,
unter einer andern Form, schon einst verworfen wurde.
Secretan fodert, daß dies« beiden Anträge abgs-
söndert behandelt werden. Dieser Antrag wird an-
genommen.

Custor und S ch lumps unterstützen die Tages-
ordnunz über die Bittschrift der Müller von Peter-
lmgen, indem sie hoffen, daß auch der zweite Vors
schlag angenommen werde. Die Tagesordnung wird
angenommen.

Legier unterstüzt auch den zweiten Antrag der



Commission, daß eine Erseyung in den Auszügen?
statt haben könne, weil die freiwilligen Soldaten die
besten find und die gezwungenen leicht dadon laufen
und dadurch Verwirrung in die ganzen Truppenkorps
bringen kön-wn ; übcrdem werden dadurch vwle Haus-
Haltungen besorgt bleiben, welche sonst Unterstützung
erfodern und ihren Gemeinden zur Last fallen. Car-
card bemerkt, daß das Reglement uns nicht erlaubt
einen Beschluß zu nehmen, der, wie es mit dem ge-
Lento, rtiaen Antrag der Fall ist, innert 6 Monaten
vom Senat schon einst verworfen wurde. Kilchmann
will des Realemens wegen nicht das Wohl des Vater-
lands ausschieden; er stimmt dem Gutachten bei, und
fodert, daß allenfcr's das Reglement zurükqenommen
werde, wenn ma - sich vor diesem so sehr furchtet.
Custor folgt, und glaubt, wann ein Beschluß auf
a Tern Gründen beruhe, daß derselbe sogleich wieder
dem Senat zugesandt werden könne; er stimmt Leglern
bei. Graf ist gleicher Meinung, und nnterstüzt also
da»s Gutachten, durch welches alle Ausnahme» im
Mllitargesez überstüßig werden; denn wenn man Aus-
nahmen machen wollte, wo wollte man enden Alle
Handwerker, und mit denMncisten Recht alle Feld-
arbcittr müßten ausgenommen werden. Warum hin-
gegen sollte man sich nicht über bloße Formen zum Heil
des Vaterlandes wegsehen dürfen? Stokar folgt
Custom und Graf. Schlumps will auch nicht
bloßer Formen wegen das Wohl dcs Vaterlandes
aufschieben ; fodert also Tagesordnung über Carrards
Antrag, und stimmt zum Gutachten. Ak ermann
glaubt, der 2Z. § der Coiistttssstcm sey mit dem Gut-
achten ganz vereinbar, und rechtfertige dasselbe hin-
länglich. Secretan will sich nicht eben hei der von
Carrard angeführten Form aufhalten, glaubt aber da-
gegen, der von der Commission gemachte Vorschlag
sey unter so vielen Gesichtspunkten zu betrachten, daß
die Versammlung nickt auf so ein unbestimmtes Gut-
achten hin einen Entschluß nehmen könne ; denn wenn
auch der freiwillige Soldat besser ist als der ge-

,;ivungnê, so ist dagegen der, welcher für sich, für
sein Eigenthum und für die Seinen zu Felde zieht,
sichrer als der, welcher nur für die Bezahlung geh?.
Er fodert also Rüktveisuyg an die Commission, um
ein ausführliches Gutachten über diese wichtige Frage
vorzulegen. Legler vereinigt sich mit 'Crcrekgn.
Aim m ermann glaubt auch, wenn man nicht Gc-
fahr laufen wolle, in die wenigen noch verhandnen
Truppen Unordnung zu bringen, so müsse dieser 'Ge-
-genstand näher untersucht, und also.der Commission
zurükaewiefcn werden. G m ü r folgt Zimmcrmgnn
und begehrt ans jeden Fall hin, daß derjenige, wel-
cher sich bei einer Armee ersehen lassen will, erst
dann dieselbe verlasse, wann der Ersehende sich bei
berssibeu eingefrmden hat.-

Las Gutachten wird der Commission zurnkge-
Wiesen..

Graf fodert, daß Carrard und Secretan der
Militärcommission zugeordnet werde. Der Antrag
wird angenommen.

Trvsch fodert in 2 Tagen ein Gutachten von
dieser Commission, weil nach dem Krieg diese Csm-
mission ubersiüßig ist. Auch dieser Antrag wird an-
genommen.

Nüce fodert von der Cammission, die über eine
allgemeine tteberstcht aller andern Commissionen ein
Gutachren vorzulegen hat, einen baldigtn Rapport,
weil es nothwendig ist, daß die Commissionen zur
Arbeit aufgefodert wv-den in Verhältniß ihrer Wich-
tigkeit. Escher verspricht auf einen der nächsten Ta-
ge das Gutachten, welches besonders auch Nüce
als Präsident mehrerer Commissionen zur Arbeit auf-
fodern wird. Nüce behauptet, er habe keine dringenden
Commissionalgutachten als Präsident zu besorgen;
freut sich aber, daß das gefoderte Gutachten ehestens
erscheinen wird.

^ Secretan sagt: Beinahe täglich sehen wir
Soldaten und Offiziere von der helvetischen Armee,
welche sich unter dem Vorwand von gänzlicher Unord-
nnng von derselben entfernen und sich nach Hause
begeben; da aber hierunter auch Skrafwürdigkeit
verborgen seyn kann, und es wichtig ist, diese Flücht-
linge wieder zu sammeln und zu organisiren so fodere
ich Verweisung dieses Gegenstandes an die Militär-
commission. Graf folgt, wünscht aber eine eigne
Commission über diesen Gegenstand niederzusetzen.
Custor folgt Graf. A? er mann zeigt an, daß
wirtlich von den helvetischen Truppen förmlich abgc-
dankt worden, weil ein Commandant derselben einen
Befehl eines fränkischen Generals nicht vollstehen
wollte ; er stimmt also Graf bei. Anderwerth stimmt
Secretan ganz bei. Carmintran folgt, weil die
Unordnung bei den helvetischen Truppen einzig von
den Commissars, die die Lieferungen auf sich haben,
herrührt. N ü c e stimmt mit dem größten Herzenleld
auch zu dieser Commission; doch da diese erst Be-
richte vom Vollziehungsdirektorium erhalten muß,
so glaubt er, könnte man die, welche schon ge-
fodert 'wurden, erst abwarten. Secretan glaubt,
der Gegenstand leide keinen Aufschub, weil derselbe
die Beibehaltung der Armee betreffe; er beharret also
auf ft mein ersten Antrag.

Secretan s Antrag wird angenommen.
Kilchmann macht folgenden Autrag:
Das Strafgesez wider diejenigen, welche sich

weigern würden, in der Elite zu dienen, ist so allge-^
mein abgefaßt, daß mancher Irrgeführte, der nicht
a:-s vorschlich bösen Absichten fehlte, allzuhart be-
straft würde, wenn man dasselbe buchstäblich'anwen-
dcke. Weicht man aber von dem Buchstaben ab,
so wird der Willnchr, dem Geiste der republikanischen
Verfassung gerade zuwider, das Thor geöffnet.

Da noch fttt diesem das ftär.Uche peinliche Ge-



sezbuch angenommen wurde/ so können alle vorher-
gehende Gesetze über dergleichen Gegenstände ohne
Gefahr aufgehoben werden. Es scheint auch der Na-
rur der Dinge zuwider/ das gleiche Verbrechen an
jenen harter zu strafen, die vor der Annahme dieses
Gesezbuches fehlten/ als an denjenigen/ welche sich
seither vcrgiengen. Diesem zufolge schlage ich fol-
genden Beschluß vor:

An den Senat.
In Erwägung, daß wenn es schon wegen dir

Dringlichkeit der Umstände nöthig ist/ einzelne Straft
geselle abzufassen, ehe ein vollständiges peinliches
Gesezbuch festgesezt werden konnte, es dennoch unge-
recht Ware, wenn diejenigen, welche vor der Annahme
des peinlichen Gesezbuches ein Verbrechen begiengen,
harter gestraft würden, als diejenigen, welche sich

seither desselben schuldig machten;
In Erwägung, daß die Nation geneigt ist, je-

dem zu verzeihen, der sich nur aus Verfuhrung oder
aus Einfalt vergieng, wenn es mit dem Wohl der
Republik bestehen kann;

hat der grosse Rath beschlossen:
1. Alle noch nicht bestraften Verbrechen sollen

nach Vorschrift des peinlichen Gesezbuches besteaft
werden, wenn das Verbrechen schon vor der An-
nähme desselben begangen wurde, in wie fern nämlich
dieses Gesezbuch mildere Strafen bestimmt.

2. Alle diejenigen, welche aus erwiesener Vcr-
führung oder Einfalt ein Verbrechen begiengen, und
wo also keine eigentliche Bosheit statt hatte, sind
begnadigt; und die Personen sollen nach gehöriger
Untersuchung in Freiheit gefezt werden, eine weitere
Verfügung der Kosien halben vorbehalten.

z. In zweifelhaften Fällen, wo die Beweise
von Dummheit, Verführung und Bosheit einander
durchkreuzen, oder wo man gründlich nutthmaßen
könnte, daß durch Freilassung dieser Personen Auf-
rühr erregt, oder das Vaterland sonst in Gefahr ge-
rächen kennte, soll ihre Freilassung bis zum Frieden
oder bis zur allgemeinen Ruhe verschoben werden.

Schlu m p f ist der Meinung Küchmanns, wünscht
aber die Sache wegen ihrer Wichtigkeit sur einige
Tage auf den Kanzleikisch zu legen.

Su ter fodert fur 6 Tage Niederlegung auf den
Kanzlcitisch. Dieser lczte Antrag wird angenommen.

Carrard wünscht, daß das nun vollständige
Gcsez über die Friedensrichter noch einmal zur ge-
hörigen Correktur durchgesehen, und das Direktorium
eingeladen werde, die besetze in dem Bulletin nicht
mehr Abschnittsweise drucken zu lassen. Der Antrag
wird angenommen.

Ki ich mann erhält wegen der Krankheit seiner
Gattin für i-- Tag Urlaub.

Sénat, ii. Iuni.
Präsident: Meyer v. Arau.

Der Beschluß wird verlesen, welcher dem B. Urs
Bohuer von Hcbertfchweil, Distrilt Valstal, Kanton
Solothurn, die Strafe für sein am i. April 1799
begangnes Verbrechen gänzlich nachlaßt.

Lüthi v. Sol. macht darauf aufmerksam, daß
das Vergehen am i. April aus Angst und Schrecken
begangen ward; er will acs diesen lezstern Umstand
kein Gewicht legen; aber das Militärgericht war nicht
competirlicher Richter in dieser Sache; die Gesetze,
die diese Verbrechen dem Militärgericht anwiesen,
lv .ren am i. April noch nicht bekannt gemacht, da
sie sich nur vom zi. März datiren; das Direktorium
schür t Milderung der Strafe vor, der grosse Rath
hat, indem er an dessen statt gänzlichen Nachlaß bc-
schließt, sehr menschlich gehandelt; seit ic> Tagen
ist dem B. Bohner nach fünfwochenüichem Gefängniß
der Tod angekündigt; diele lange Todesangst ist
wohl an sich schon eine harte Todesstrafe. Schwal-
ler ist mit Lüthi einig, daß das Militärgericht in-
competent war, das Urtheil zu fallen; aber der grosse
Rath hat eben so regellos gehandelt, indem er mehr
that als das Direktorium zu thun vorschlug; es ist
inconsequent, alle Strafe hier aufzuheben; andere die
an dem nämlichen Aufruhr Theil genommen haben, sind zu
langer Kettenstrafe vernrthcilt oder wirklich erschossen

worden; er kann den Vefchlnß nicht annehmen, son-
oern will dem Direktorium die Bestimmung der Strafe
ganz überlassen. Lang findet nicht hinlängliche
Gründ;, die uns in der Sache bestimmen können;
er fodert eine Commission zu näherer Untersuchung,
die morgen berichte. La siechere glaubt, dee Be-
schluß hatte sich zwekmäßiger auf den Vorschlag des
Direktoriums beschränkt; auf alle Falle hat sich Boh-
ncr eines grossen Verbrechens schuldig gemacht; die
Umhauung des Freiheitsbaums ist es unter allen Um-
standen, und doppelt in critischcn Zeitumständen, w»
so leicht ganze Gemeinden dadurch ins Unglük gestürzt
werden können; vorzüglich aber will er sich bei dieser
Gelegenheit gegen die Allarmisten erheben, gegen die
Verbreiter schlimmer Nachrichten; es ist ein solches
System unter den Uebelgesinnten durch die ganze Re-
pudlik organisirt; und er erklart sich laut gegen den
gänzlichen Mangel aller Polizei, der keinen Damm
den Bemühungen jener Böscwichtec entgegcnsezt. Er
verlangt eine Bothschaft, durch die das Direktorium
ausgefodert werde, die Maaßregeln anzugeben, die
es gegen die Unruhestifter und Allarmisten gelrossen hat.

Kubli mangelt ein Hauptmotiv in der Bothschaft
nnd in dem Beschluß, namüch ob der Mann vorher
ein ruh'ger, gutgesinnter Mann, oder ein Stvrer
der vssentüchcn Ruhe von jeher gewesen.war; was
die Ac ficht bei der vorliegenden what eigentlich ge^



we sen fey, das kann nur höchst schwierig entschieden
werde»; küthis Bemerkung «ber, daß der Verur-
theilte nicht nach dem Eesez vom zi. Mai ksuutc
verurcheilt werden, verdient alle Erwägung; Schwel-
lers Einwendung ist Oauz unrichtig, und das bis-
herige Verfahren des Direktoriums sowohl, als der
Gesezgebung, widerlegt dasselbe hinlänglich ; er stimmt
dem Beschüß bei.

Meyer v. Arb. stimmt Knbli bei; er stimmt
hauptsächlich zur Annahme, weil Repräsentanten des
Kanton Solothurns dem Veruftheilten das Zeugniß
eines ruhigen und rechtschaffnen B.Dgcrs geben.
-Muret will nicht aus Feigheit in diesem Geschäfte
schweigen; er will nicht Bohner's Blut, aber er will
auch nicht, daß ein solcher Verbrecher straflos bleibe;
er will nicht gleichgültig die Umstürzung des Frei--
heitsbaums, dieses geliebten Zeichens der Freiheit,
ansehen. Wobt ist die Strafe sehr groß und sehr
sireng; wäre fie in einen Verhaft verwandelt, er
nehme den Beschlug an; so aber kann er es nicht;
er würde glauben, an dem Verrathe des Vaterlandes
Theil zu nehmen. Das Direktorium sagt in seiner
Bothschast, das Verbrechen sey aus Furcht und
Schreken begangen worden; allein Furcht und
Schreke» machen vielmehr unthätig; der Feige und
Zaghafte verkriecht sich, anstatt Wagestück« zu be-

gehen. Welchen Eindruk müßte diese Freisprechung
aus die üussern und innern Feinde der Schweiz, wcl-
chen »achtheiligen Einfluß auf den .republikanischen
Geist haben? Nein, mit dieser Schande werden wir
uns nicht bedecken; auch ich will kein Blnt; ein an-
derer Beschluß weise dem Bohner einen neuen Richter
an, oder spreche Geföngnißstrafe gegen ihn aus, so
werde ich denselben annehmen; den gegenwärtigen
verwerfe ich.

Schwaller: So unschuldig war Bohner wohl
nicht, wie er er von einigen Mitgliedern vorgestellt
wird; es geschah in folge eines^lusruhrs, und einer
Versammlung von Deputaten der Aufrührer, bei der
Bohner gegenwärtig war, und die in Balsiall in Ge-

genwart Burkards aus dem Kirsgarten in Basel,
gehalten ward, daß jener den Feciheitsbaum umhieb.
Viele seiner Mitschuldigen sind zu Kettensirsfe verur-
theilt, und einige wirklich füsilirt worden.

Uster! : Ich wollte nicht reden über dieses Ge-
schüft, sondern stillschweigend zur Annahme des Be-
schlusses stimmen, weil was gleich anfangs Lüthi
v. Sol. sagte, nur zu Bestimmung der Meinung»,!
hinlänglich schien. Wenn aber. Feigheit.in einem toi-
chen Stillschweigen liege« sollte, so kann ich auch
reden sollte ich auch nur schon gesagtes wieder.',-^
len; indeß werde ich eine eigne Bemerkung machen;
ich werde mich auch gegen etwas erheben — ich er-
hebe mich gegen den Commissär der Regiern,-^ in
Solothurn, der zusieht und es ungerügt hingehen

läßt, daß das.dorstse Militärgericht gcsez-â'ge Ur-

IQ

theile faste, und den Gesetzen r'ikwlrsende Kraft gebe;
ihm halte obgelegen, das Militärgericht in "seine
Schranken zurükzuwciftn, und es nslhigenfalls dem
Direktorium zu dennncüen. Wozu diese ausserordenä-
lichen Regierungscommissare, wann sie die Autoritäten,
zu denen und zu deren Bewachung sie abgesandt sind,
aus solche Art gesez- und ordnungswidrig handein
lassen? Um nun auf den Beschluß zu kommen, s-»

harte ich denselben zwar anders abgefaßt und in dem--
selben die Erklärung gewünscht, daß das Urtheil des
Militärgerichts incompetent und nichtig sey; allein
wir haben uns so oft über mangelhafte Abfassungen
der Beschlüsse, wann ihr wesentlicher Inhalt gut wär,
hinweggesezt, daß wir hier, wo es um das Leben
eines Menschen zu thun ist, nicht auf einmal viel ge--
nauer zu seyn anfangen werden. In der That, was
wäre die Folge unserer Verwerfung? das Urtheil
des -Militärgerichts müßte vollzogen werden, indem
die vom Direktorium vorgeschlagne Begnadigung vom
gesezgebenden Corps verworfen wäre. Ich stimme
zur Annahme.

Laflechere hält die Behauptung für ganz irrig,
daß die Militärgerichte incompetent waren, fur das
was vor ihrer Einsetzung geschehen ist; im Gegen-
theil, sie sind vorzugsweise für früher begangene
Verbrechen eingesezt worden; er trägt ans eine Tom-
mission an, die auch den Nachtheil heben wird, aus
den Usteri aufmerksam gemach: hat; der grosse Nach
wird nämlich unsere Gesinnungen, die nicht den Tod
Bohners wollen, inne werden.

Gcnhard widerftzt sich der Commission; was
Schwaller gesagt hat, ist mehr für als gegen Bohner;
nur durch Mehrheit einer Sciw-ne warb er zum Tode
verurcheilt; da Burkard im Kirsgarten Anstifter des
Aufruhrs war so war also auch Bohner nur Ver--
führrer.

Brunner bemerkt, daß Schwaller zum Theil
irrige Angaben gemacht, und Burkard j. V. nie m
Balstall gewesen sey.

Die Commission wird beschlossen, fie soll morgen
berichten; der Präsident ernennt in dieselbe: Murer,
Usteri, Reding, Lang uns Midtelholzer.

Der Beschluß wird veriest», «llcher verordnet:
i) Die von den Kastsnsgerichten ausgefällten Cri-
minKlnrcheilssprüche, welche nicht die Todesstrafe
verhänge», und bei denen von Seite des öffentlichen
Anklägers oder des Beschuldigten weder die Weiters--
Ziehung noch die Cassation verlangt wird, sollen voll-
zogen werden, ohne daß es erfoderlich sey sie vsr
den obersten Gerichtshof zu zähe». 2) Die Art. rz
und. 19 des EeftZ-s über die Orgcnisatioi des ober-
sien Gerichtshsss sind zurükgenommm, in wie fern
sie der Verfügung des gegenwärtiges Gesetzes zu-
wider sind. '

Auf Meyers v. Arb. Antrag wird dieser Beschluß
angenommen. Die Fortsetzung fslzft.
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Gesezgebung.
Senat, il. Juni.

(Fortsetzung.)

Der Beschluß, welcher den BB. Karlen, Mit--
glied des Senats, und Fischer, Mitglied des
grossen Raths, einen Urlaub bewilligt, um eine
Sendung des Vollziehungsdirektoriums in den Kanton
Oberland anzunehmen, wird verlesen.

Miltlh 0 lzer will sich der Annahme nicht wider-
setzen, erwünschte aber, daß künftig das Direktorium
uns die Gegenstande solcher Sendungen bekannt mache,
indem nach dem Gesez für gewisse Sendungen die
Repräsentanten nicht gebraucht werden dürfen; auch
Hort er, daß der Senator Bundt ohne alle Anfrag
vom Direktorium zu einer Sendung soll gebraucht
worden seyn. Bodmer stimmt zur Annahme; er
wünschte man hätte früher angefangen, Reprasen-
kanten in die Kantone, zumal in ihre eignen, zu sen

den, so wäre viel schlimmes verhütet worden. Meyer
v. Arb. kann Mittelhslzers Wunsch nicht beitreten;
das Direktorium kann nicht im Fall seyn, demselben
jederzeit zu entsprechen.

Der Beschluß wird angenommen.
Muret im Namen einer Commission berichtet

über den Beschluß, der die Erblehen betrifft, und
rath zur Annahme; der Bericht wird für 3 Tage auf
den Kanzleitisch gelegt.

In geheimer Sitzung verwirft der Senat die ge-
Heime Behandlung emes die Bezahlung und Vcrpro-
viantirung der Truppen betreffenden Beschlusses, und
sendet ihn also an den grossen Ratb zurük.

Grosser Rath, 12. Juni.
Präsident: Bourgeois.

Der Präsiden zeigt an, daß der Senat einen in
geheimer Sitzung gcnommnen Beschluß, wegen seiner
heimlichen Behandlung verworfen habe, und fragt,
ob man diesen Gegenstand nun öffentlich behanbien

wolle, oder nicht. Zimmermann fodert, daß diese
Vorfrage dem Reglement gemäß heimlich behandelt
werde. Hecht fodert sogleich öffentliche Behandlung.
Erlach er folgt Hecht, weil schon jedermann weiß,
daß es von schlechten Commissarien die Rede ist.
Zimmermann beharret auf seinem Antrag, welcher
angenommen wird.

Die Versammlung bildet sich in geheime Sitzung.
Nach Wiedereröffnung der Sitzung wird die Ver-

werfung des folgenden Beschlusses vom Senat ver-
lesen:

In Erwägung, daß es sehr wahrscheinlich ist, daß
in der Verproviantierung der Truppen große Fehler
vorgegangen sind, und daß die Wirkung dieser Feh-
ler diejenige war, daß die Armee ohne Lebensmittel
blieb und daß sogar die Magazine in die Hände der
Feinde fielen,

hat der große Rath nach erklärter Dringlichkeit
beschlossen:

1. Das Direktorium einzuladen, sich von den
Maßnahmen Rechenschaft ablegen zu lassen, welche
es zur Verproviantlermig und Bezahlung der hclvtt.
Truppen nehmen mußte;

2. Dasselbe aufzufordern, die Thätigkeit und die
Kraft zu verdoppeln, damit dl> Vertheidiger des Va-
terlandes mit strengster Genauigkeit ihren Unterhalt
und ihre Besoldung empfangen, welches ihm unter
seiner Verantwortlichkeit vorgeschrieben ist;

3. Demselben aufzutragen, in den gehörigen For-
men und ohne Ansehen der Person, alle diejenigen
vor Gericht zu ziehen, welche durch irgend eine Art
von Dilapidation, Nachlaßigkeit oder irgend einen
andern Fehler von mehrerer Wichtigkeit, die Armee
einem Mangel an Nahrung ausgcsezt hatten.

Seeretan sagt: dieser Beschluß ist lezthin mit
grossem Mehr angenommen worden, und wahrschein-
lieh nur wegen heimlicher Behandlung vom Senat
verworfen worden; da aber unsre Gesinnungen noch
immer gleich über diesen Gegenstand seyn werden,
so sodere ich, daß wir nun diesen Beschluß ohne
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weitere Abänderung wieder öffentlich nehmen. ?nst»r
fodert Verweisung an eine Commission, «>» den Ge-
genstand in nähere Berathung zu nehmen. Erla-
cher freuet sich, daß der Gegenstand nun öffentlich
behandelt wird, indem es schreklich ist, daß so gotts-
vergessen mit unsern Armeen gehandelt wurde; nicht
unsern Beschluß, aber die schelmischen Commissars,
weiche unsre Vaterlaudsvercheidiger an allem Mangel
leiden lassen, diese sollte man an eine Commission
weisen! Er stimmt Secretan bei.

Carrard theilt diese Gesinnungen: wir können
uns die Ueb.l nicht verhehlen, welche aus der Übeln
Organisation des Commissariats entsprangen; von die-
sein Uebel müssen wir die Quelle suchen, um die
Strafe auf den Kopf derjenigen zurülfallen zu ma-
chen, welche Ursache an dieser Unordnung sino. Er
stimmt der Annahme des Beschlusses bei, um durch
denselben jenem Endzwek zu einsprechen. Zimmer-
mann folgt, und will alle die schmerzenden That-
fachen, die uns über diesen Gegenstand bekannt sind,
nun nicht wiederholen, sondern wünscht, daß das
Gutachten ohne weitem Aufschub angenommen werde.

Bentlcr ist voll Unwille über den schreknchen

Mangel und Unordnung, die bei den Armeen statt
hatten, und stimmt dem Beschluß bei. Oesch ist

gleicher Meinung. Herzog v. Münster wünscht,
daß der Beschluß deutlicher und Heller gemacht werde,
und daß auch die Offiziers, die die Truppen verlas-
sen, oder gar ihnen die Munition weggenommen ha-
den, durch denselben zur gehörigen Strafe gezogen
werden, indem auch diese an der Desorganisation
der Armee Schuld sind; überdem will er von: Di-
rektorium Rechnung über die bezogncn Summen ar-
fodcrn. Panchaud folgt. Guter unlerstüzl auch
jedermann, weil es jedermann mit dem Vaterlands
gut meint- Er sucht die Quellen der jetzigen Unord-
nun g etwas entfernter — in Verstopfung Vorhände»
gewesener Finanzquellen, im Nichtglauben an den

Krieg, und in ähnlichen Umstanden, welche die gehö-
rigen Vorbereitungen verspäteten. Cr stimmt zum
Gutachten, dem auch Iomini folgt. Secretan
glaubt, jezr sey es hauptsächlich um die Unordnung
in den Verproviantirungen zu thun, und alw sey

Herzogs Einwendung nbcrstußig; Snier hat recht,
die Quellen liegen entfernter, und hauptsachlich in
dem Mangel an Patriotism, der in Helvetien vor-
Handen ist; wäre alles einig fur die Vertheidigung
des Vaterlandes — wir wären unüberwindlich — aber
die Einen wollen sich nicht vertheidigen, während di '

Andern ungehalten sind,, daß sie nichr sämtlich zur
Vertheidigung ausgerufen werde» — der Staat stirbt
beinahe wegen Geldmangel, und doch ist Geld bei
den Parlikniaren vorhanden die Thoren, sie be-
halten es, um dann tchselben durch einen Feind be-
raubt zu werden, der von allen Seiten in Helvetien

eindringt, und von dem fie einige Schonung e-war-
ten, die sie nicht erhalteil werden! Ein Opfer von
jedem Bürger würde das Vaterland retten — ich
stimme zum Gutachten. Nuce wünscht, daß der
Beschluß schon int Direktorium wäre — gerne würde
er ane Bcswichter jeder Art bezeichnen, wenn er sie
kennte; da dieß aber nicht möglich ist, so fodert er,
d-ß der Beschluß geschwind, geschwind dem Senat
zugesandt werde. Das Gutachten wird angenommen.

Das Gutachten, über d<n Gehaltsabzug ahwe-
sender Mitglieder, (siehe Nepubl. S. 664 und 6?)
wird zum zweitenmal verlesen, und Kweise in Vera-
chmig genommen.

Anderwerih wünscht, daß alle Erwägungs-
gründe, der lezte abgerechnet, ausgelassen werden,
weil sie zu nichts d enen. Ginür glaubt, es scheine
durch dieses Gutachten, die Gesezgeber seyen bis auf
den lezten Heller bezahlt, da sie doch über 6 Monat
znrük haben, und wohl nicht so geschwind bezahlt
werden konien; er fodert einstweilen Vertagung, biS
die Zeiten kommen, wo wieder Geld vorhanden seyn
wird. Carmin tran hatte beinahe Lust, sein Gut--
achten zu zerrcjssen, weil er sieht, daß man keine
kräftigen Maßregeln gegen die häufigen Abwesenheit
ten, die ohne Erlaubniß gemacht werden, nehmen
will, da doch gerade diese die strafbarsten stub; ent-
weder nehme man das Gcsez znrük, daß die Besol-
dung für Abwesenheit abgezogen werden muß, oder
man nehme das Gutachten an, und gebe allen übn-
gen öffentlichen Behörden das Beispiel, daß nur die
Dienste für daö Vaterland bezahlt werden müsseng
selbst die Gesezgeber der große» Nation haben dieses
Mittel, welches die Commission vorschlägt, nicht un-
ter ihrer Wurde gefunden. Euter sagt: Carmin-
wan hat freilich recht, aber alles hat sein« Zeit;
könnten wir durch diesen Beschluß den Bürgern reinen
Vatcrlandssiim einstoßen, könnten wir den Vater-
landssertheidigern dadurch Muth und die Knegsbe-
oürfnisse liefern, so würde ich fteudjg dazu stimmen
-- aber seit 6 Monden haben wir nichiö bezogen,
und vielle cht haben viele aus uns karglich leben mus-
sen. — Wie will mau da abziehen, wo nichts ist?
Nicht daran hängt das Wohl des Vaterlandes, daß
zuweilen einige Gesezgeber sich zu ihren Eitern ver-
fügen, sondern darin, daß wir brüderlich mit cinan-
der das Vacerland retten; laßt uns also einstweilen
das Gucachcen brüderlich vertagen. — Daö Gnmch-
ten wird vercagek.

Das Direktorium übersendet folgende Bokhschast:

Das Vollziehungsdirektorium der einen und
untheilbaren helvetischen Republik, an die

gesezsttbenden Räthe.
Bur g er Gesezgeber!

Nach einem vom Militärgerichts in Freyburg g«s

V
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fällten Urtheile vom Z. Inn. ist B. Philipp Nôsber-
gcr von Heitenried zum Tode verdammt worden, weil
er an der in den Distrikten Freyburg und Schmitten
am letzte» April ausgtbrochencn Insurrektion nicht
nur lebhaften Antheil genommen, sondern auch die
Stelle eines Chefs bei derselben vertreten haben soll.
Aus den Akten erhellet aber, daß Nösbcrger keiner
der eigentlichen Anführer der Rebellen war, sondern
sich von jenen nur als bloßes Werkzeug brauchen
ließ. Was.seine Schuld mindert, ist, daß er, als
man sich g'gen die anrückeuden Truppen bewaffnete,
und in ihnen die constitukionelle Macht erkannte, den
um ihn her versammelten Aufrührern zusprach, die

Waffen niederzulegen, welches auch auch auf seine

Zuspräche geschah. Zudem stellte er sich selbst freu
willig vor den öffentlichen Autoritäten in Freyburg,
und unterwarf sich den Gesetzen. Selbst der Com--

mandant, der gegen die Rebellen angeführten Trup-
pen ließ bei öffentlicher Gemeindsversammlung in
Heitenried allgemeinen Pardon für alle diejenigen ver-
kündigen, welche sich ohne Widerstand dem Gesetze
unterwerfen würden. Nach diesen Umstà .dcn glaubt
sich das Direktorium vermöge des 2g. Art. der Con-
stitntion, welcher ihm das Recht, auf Nachlassung
oder Verminderung der Strafen anzutragen, zuer-
kennt, im Falle zu finden, die Gesetzgeber aus guten
Gründen einladen zu können, die über Nösberger
gefällte Todesstrafe in eine Gcfangnißsiraft von i
oder 2 Iahren zu derwand.lu.

Republikanischer Gruß!
Der Präsident des vollziehenden Direktoriums,

Ochs.
Im Namen des Direktoriums, der Gen. Sek.

Mousson.
Carmintran fodert eine Uutersuchungs - Com-

mission. Euter folgt, weil wir nur Recht, nicht
Gnade.kennen, und uns nicht durch das Direktorium,
welches irre geführt werden kann, leiten lassen sollen.
Erlach er folgt, weil durch diese Untersuchung auch
offenbar wird, ob die Richter, die dieses Urtheil ge-
fallt haben, an ihrem Plaz sitzen, oder nicht. Nuce
kaun nicht zu diesen Autragen stimmen, denn dieser
Bürger hat alle Bedingungen erfüllt, welche ihm
seine ganzliche Begnadigung zusichern; er stimmt also
für d eselae. Perighe stimmt, wegen der durch den
Commandant der Truppen zugesicherten Amnestie, ganz
Nuce bei.

Sccretan fodert Untersuchung, denn wenn
Wunsch zu Begnadigung schön ist, so ist auch Strafe
zur Bewirkung der Ruhe nothwendig; ist die Ver-
sprechung von Amnestie wirklich und bestimmt, so ist
unbegreiflich, daß dieser Bürger nur arrelirt wurde,
und noch mehr, daß man ihn zum Tod verurtheilt

rZ

hat; dieß «fodert Untersuchung. Carrard folgt,
weil durch Begnadigung die Starke der Gesetze ge,
schwächt wird, und also soll nicht blindlings entspro,
chen, sondern- der Gegenstand gehörig untersucht wer-
den. Die Commission wird angenommen, und in dies
selbe geordnet: Carrard, Lüscher u. Spengler.

Das Direktorium übersendet folgende Bothschaft:

Das Voll iehnngs-Direktvrium der einen und
mttheiwaren helvetischen Republik/ an die
gesetzgebenden Rathe.

Bürger Eesezgeberl
Das vollziehende Direktorium beeilt sich zufolge

der àfladung, die Sie ihm gemacht haben, Ihnur
folgende Nachrichten mitzutheilen:

1. Das Gcncralquartier des Generals Massen»
befindet sich zu Vremgarten. Nach einem Gerechte
vom y. nahe bei dieser Stadt, welches für seine Ar-
mee günstig ausfiel, nahm die Armee ihre Stellung
jenseits der Reuß.

2. Das Quartier des Generals Lecourbe liegt in
Luzern. Diese Stellung wird er, wie es scheint,
nicht leicht verlassen.

3. Der General Tanlrailles sah sich wegen Ver-
starlung der Oestreichs in Oberwallis zu einigem
Rükzuge nach Lcrsch und Sierre genöthigt. An letz-
term Orte errichtete er sein Gencralqnârcicr.

Republikanischer Gruß.

Der Präsident des vollziehenden Direktoriums

Ochs.
Im Namen des Direktoriums, der Gen. Sekx.

Mousson.
Die Dothschaft wird dem Senat mitgetheilt.
Geyser fodert sur 14 Tage Urlaub, die ihm

gestattet werden.

Das Direktorium übersendet folgende Bothschaft:

Das Vollziehungsdirektoruim der helvetischeil
einen und unthetibaren Republik, an die
gesetzgebenden Räthe.

Bürger Gesezgeber!
Bürger Schiferli, Oberfeldwnndarzt der helvet.

Armee berichtet von Solothurn unterm ic>. dieß,
daß vor einigen Tagen, als die verwundeten Vater-
landsvertheidiger von Arau über Ölten nach Solo-
thurn geschickt wurden, sich die Dörfer und Städte,
durch welche sie reiftten, mit zuvorkommet dem Eifer
beflissen haben, die verwundeten Krieger mit allein
zu versehen, was zu ihrer Erleichterung und ihrem
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Unterhalte beitragen konnte. Sie nahmen dieselben
Nachts in ihre Häuser auf, und pflegten sie durch
Speise, Trank und Bettung aufs Beste. Besonders
wetteiferten die Bewohner von Wieflilpach um den
Vorzug und um die Ehre, den würdigsten Vertheil
digern des Vaterlandes die ersten Wohlthaten reichen
Hu dürfen. In jedem Hause wurde für sie gekocht
in jedem denselben ein erquickendes Nachtlager be-
reitet. Der Arzt, ein Chirurg, der Offizier der
Wache und die Krankenwärter speiseten im Wirths-
Hause, und als sie ihre Zeche bezahlen wollten, sagte
der Gastwirth: "Männer, die zum Dienste der ver-
„wunderen Vaterlandsvertheidiger bestimmt sind,
„ müssen von jedem guten Patrioten frei gehalten

„ werden. „Das Direktorium theilt ihnen, BB. Gesetzgeber,
diesen Bericht schöner Züge edler Patrioten mit eben
dem Vergnügen mit, das ihnen derselbe verursachen
wird.

Republikanischer Gruß!
Der Präsident des vollziehenden Direktoriums,

Ö ch s.

Im Namen des Direktoriums, der Gen. Sekr.

Mousson.
Zimmermann sagt: gewiß sind wir aste durch

diese edlen Züge von Menschlichkeit und Vaterlands-
liebe gerührt, und da schöne Beispiele Nacheifecung
erregen, so fo5ere ich Bekanntmachung dieser Both-
schalt, und Einladung ans Direktorium, diesen Vür-
qern den Dank des Vaterlandes zu bezeugen. Jo-
mini stimmt bei, doch der Sparsamkeit wegen will
er die Bothschaft nicht drucken lassen. Beutler
fodert noch neben Zimmermanns Antrag, die Ehren-
Meldung. Erlacher stimmt Zimmermann bei, und
wundert sich, wie man sich dessen Antrag widersetzen
könne. Zim mer m a n n beharret auf seinem Antrag,
welcher angenommen wird.

Senat, I unf.
Präsident: Meyer v. Arau.

Muret im Namen der Majorität einer Tom-
Mission rath zur Verwerfung des Beschlusses, die

Begnadigung des B. Ms Bohner betreffend; sein

Bericht ist folgender:
Nichts ist für einen gefühlvollen Menschen süsser,

als von dem Rechte der Begnadigung Gebrauch zn

machen: einen Unglüklichen der Strafe zu entziehen

di' seiner wartet, und in dem Schuldigen nur den

leidenden Menschen zu sehen; aber dieses sanfte Mit-
leid, das beim Privatmann jederzeit Tugend ist, würde

beim Gesezgcber zum grostcn Fehler, wenn er sich

dadurch zu astzugrosser Nachsicht verleiten liesse. Der
Gesezgcbcr muß das Ganze übersehen und umfassen,
sonst wird seine Nachsicht gegen den Einzelnen zur
Ungerechtigkeit und Grausamkeit für die grosse Menge.

Urs Bohner von Hebertschwyl imKanc. Solothurn,
hat in Folge verschicdner aufrührischcr Bewegmigen,
die gegen Ende des Märzmonats statt fanden, den
Freiheirsbaum in seiner Gemeinde umgehauen; das
Kriegsgericht verurtheilt ihn zum Tode; er verlangt
Gnade ; und das Direktorium indem es die Hand-
lung, deren er sich schuldig gemacht, vielmehr einem
durch falsche Gerüchte erregtem Schreken, als aber
aegenrevolutionären Absichten zurechnet, schlägt durch
eine Bothschaft die Verwandlung der gegen Bohner
ausgesprochnen Todesstrafe, in einen ein- oder zwei-
jahrigen Verhaft vor. (Es ist zu bemerken, daß der
Satz, welcher die Gefängnißstrafe vorschlägt, wohl
in der fra- zösischen, nicht aber in der deutschen Both-
schaft sich findet.

Der grosse Rath, in dem Eurer Commission zur
Untersuchung übergebnen Beschluß, laßt, in Hinsicht
auf die schnldvermindcrnden Umstände des Verbrechens
und des schon ausgestandnen VerHaftes, dem Ürs
Bohner die Strafe gänzlich nach, zu der er für sein
am l. April begangnes Verbrechen verurthcilt war.

Die Meinungen der Commission über diesen Be-
schluß sind getheilt; die Majorität schlägt die Ver-
werfung, di« Minorität die Annahme desselben vor;
diese gründet sich bei ihrem Vorschlag auf die In-
comperenz des Militärgerichts, welches die Strafe
gegen Bohner für ein von diesem vor der Errichtung
des Militärgerichts begangnes Verbrechen aussprach ;
endlich auf den bisdahin von Bohner ausgestandnen
Verhaft und Todesangst, die sie als hinlängliche
Strafe ansieht.

Allein wenn auch das Kriegsgericht incompetent
gesprochen haben sollte, was »och keineswegs be-
wiesen ist, so wäre dieses wohl ein Grund um das
Urrheil zu kassiren, nicht aber um Gnade zu ertheilen ;
und da die Resolution jenes nicht thut, da sie den
Angeklagten nicht vor einen für competenter angcsehnen
Richter weiset, sondern völligen Nachlaß der Strafe
erklärt, so müßte die Minorität auch nach ihren eig-
nen Grundsätzen, um consequent zu seyn, dieselbe
verwerfen.

Was den von Bohner bereits ausgestandnen Ver-
haft betrifft, so ist de> selbe allerdings für ihn ein
Uebel, aber es ist keine juridische Strafe, keine aus-
gesprochn« Bestrafung, es ist eine ganz natürliche
Folge des begangne» Verbrechens; man kann also
auch diese Verhaftung nicht als Strafe in Rechnung
bringen, und daraus auf vollständigen Nachlaß der
leztern schliessen; es kann darinn nur ein Dew ggrund
zu Minderung der Strafe liegen, und dieser Umstand
leitet auf die Abänderung, nicht aber auf den ganz?



lichen Nachlaß der Strafe; auch hier also müßten
die Grunds der Minorität zur Verwerfung führen.

Die Mehrheit der Commission ist lebhaft über-
zeugt, daß ein gänzlicher Nachlaß aller Strafe für
das Verbrechen, das Bohner sich zu schulden kommen
ließ, ein höchst gefahrliches Beispiel seyn würde;
mau erinnere sich daß die von Bohner verübte Hand-
lung in Folge gewalrhäüger Aufstande vorgenommen
ward, bei denen öffentliche Beamte mißhandelt, und
Blut vergossen ward. Volikomnme Straflosigkeit ans-
sprechen, hieße das nicht dem Verbrechen Muth ein-
sprechen und deir Patriotism muthlos machen? solche
Unthaten, unter dem Vorwand sie waren durch Schre-
kcn eingegeben worden, ganzlich entschuldigen wollen,
hieße das nicht gleichsam alle diejenigen, die sich in
der Nahe von Gefahr befinden, zu Gewaltthätigkeiten
einladen, die unbestraft bleiben werden; hieße das
nicht den Gemeingeist unterdrüken und ersterben lassen;
hieße das nicht die Kriegs- und alle Criminalgerichte
lahmen; welche Verbrechen werden sie zu strafen wa-
gen, wenn das gesezgebende Corps erklart, oasjemge
so Bohner begangen, soll ungestraft bleiben? Und
die Vater, Mütter und Kinder jener guten Bürger,
die im Kampfe gegen die Nebellen sielen, was sollen
sie zu einem den Urhebern jener verbrecherischen Auf-
stände ertheilten gänzlichen Stcafuachlasse sagen? Zu-
dem, mit welchem Rechte dürste man für gegenrevo-
lutionäre Handlungen verurtheüte Personen in Kerker»
lassen, wenn Bohner ungestraft bleiben sollte! wäre
man nicht genöthigt, alle Feinde der Republik wieder
m die Gesellschaft zurükzusenden, und würden sie,
durch Straflosigkeit sicher gemacht, nicht neuerdings
unsere unglüklichen Gegenden mit Blut befleken Nein,
die Majorität Eurer Commission kann den Beschluß
nicht annehmen.

Aber man mißverstehe sie nicht, oder man gebe
sich nicht das Ansehen, als mißverstünde man sie;
die Majorität der Commission will eben so wenig als
die Minorität, daß Bohner die Strafe ausstehe, zu
der er durch das Militärgericht verurtheilt ward; aber
sie wünscht, daß diese Strafe in einen Verhaft von
2 Jahren, von i Jahr, oder auch von noch kürzerer
Zeit verwandelt werde; so wird die Menschlichkeit be-

friedigt, und die Gerechtigkeit nicht beleidigt werden.

Die Mehrheit der Commission, indem sie zu Ver-
werfung des Beschlusses rath, schlägt zu gleicher Zeit
vor: der Präsident des Senats soll beauftragt wer-
deu, ehe er die Vrrwerfungsakte unterzeichnet, dem
Präsidenten des grossen Raths die Gründe mitzuthei-
len, die die Verwerfung hestimmt haben, und die
Wunsche des Senats. Auf diese Art ist keine über-
eilte Vollziehung des Urtheils zu fürchten, und nnge-
säumt werden wir einen neuen Beschluß erhalten, der
alle Meinungen vereinigt.

Usteri im Namen der Minorität dieser Come
mission, legt folgendes Gutachten vor:

Wann die Minderheit Eurer Commission, BB. Re-
präsentanlen, Euch einen dem Rache der Mehrheit
entgegengesezteu Vorschlag thut, so ist es keineswegs
der Fall, daß sie zu demselben durch eiitgegcngcsezte
Grundsätze gelangt wäre, sondern cs ist einzig eine
verschiedene Ansicht des Gegenstandes, der ihr ab-
weichendes Resultat begründet.

Am zi. Marz ist der Beschluß zum Gelctze ge-
worden — welcher lautet: „Die Urheber und Mit-
Wirker gegenrevolutionärer Bewegungen, Auflehnungen
und Empörungen sollen mit dem Tode bestraft wer-
den; dergleichen Verbrechen werden durch Kriegsge-
richte gerichtet. "

Es hieße Euch beleidigen BB. Repräsentanten,
wenn man auch nur den Zweifel aufstellen wollte, ob
dieses Gesez nach den, Willen der Gesezgeber, in ir-
gend einem Fall rükwirkende Kraft haben, oder auf
vor seiner Bekanntmachung begangene Verbrechen
angewandt werden sollte.

Dennoch ist durch das Militärgericht in Solo-
churn, wie wir aus der Bochschaft des Vollzichungs-
Direktoriums ersehen, der B. Urs Bohuer von He-
bertichwyl, fur sein am i. April begangenes Ver-
brechen, der Umhauung des Freiheitsbaums — in
Kraft jenes Gesetzes zum Tode verurtheilt worden.

Es bedarf keines Beweises, daß ein vom Senat
am 31. März sanktionirtes Gesez, am l. April nicht
im Kant. Solothum publicirt, oder dein B. Bohner
auf irgend eine Weise bekannt geworden seyn konnte.
Eben so wenig aber durste also das Gesez auf ihn
angewandt werden, und das Militärgericht hat, wann
es dasselbe auf ihn anwandte, gesez - und ordnungs-
widrig gehandelt.

Indessen sind die Urtheile der Militärgerichte
keinem Revisions - oder Kassationstribunale unter-
worsen; das Vollziehungsdirektorium, dem die oberste
Aufsicht auch jener ausserordentlichen richterlichen Ge-
walt zukommt, hat das Gericht durch keinen Befehl
in seine Schranken zurükgewiesen. — Wohl aber macht
es von dem 78 Art. d.r Consttutwn, der den gesez-
gebenden Räthen das Recht der Swaferlassung oder
Minderung, dem Direktorium aber den vorläufige»
und nothwendigen Antrag dazu überträgt, Gebrauch;
es übersendet den gesczgebenden Räthen einen solchen
Antrag, begründet auf die in den Umständen, unter
denen das Verbrechen begangen war, liegenden Ver-
Minderungsgründe desselben. Nach der Darstellung
der vorstegenden Bothschaft ist das Verbrechen aus
Furcht und Schreken in der Verwirrung, welche ver-
breitete Gerüchte von ganz nahe seyenden Aufrührer»
und Kaiserlichen — hervorgebracht hatten, begangen
worden.

Wann dieses von dem Direktorium uns angegebne
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Resultat der Prozeßakten, keinem andern Einwürfe zu
begegnen hat, als dem von einem gestrigen Redner
gemachten, welcher behauptete:x Furcht und Schreien
machen unthätig, und keine freche That, keine frevel--
hafte Handlung geschehen aus ihrem Antriebe — so

Wochen erwarteten Tod, far hinlängliche Bestrafung
anzusehen^, und ihm jede weitere Strafe gänzlich
uachzulasien.

Die Minorität Eurer Commission maßte den Vor-
schlag fur ganz unthmilich halten, durch einen Be-

wird es uns leicht seyn, diesen psychologischen Irr- schluß der Geftzgebung das Ur heil des Militärgerichts
chum zu widerlegen: die Geschichte aller Zeiten, die!aufheben zu lassen, oder den Angeklagten einem an-
Geschichte der Rcvolutionsjahre zumal, thun es von!dem Richter zu übergeben. Die Mesezgebnag kann
selbst. Es wäre in der That in gewisser Rüksicht ein!nie ein Kassationstridunal seyn; sie kann uicht in ein»
grosses Glük für die Menschheit, wenn nur das Laster, ;jàn Fallen den c.ncn Richter verwerfen und einen
nur die Vwderbtheit und Verkehrtheit des Willens, zu'andern bestimmen.
Verbrechen führten, nicht aber die! bloße moralische! Eben so wenig ist es uns möglich, zur Vew
Schwache. Aber leider ist dem nicht so. Der tugend- werfung des Beschlusses zu stimmen, unter dem Vor»
haf:e Mensch ist der, welcher zu Befolgung aller sei' behalt, einer indirekten Einladung
«er Pflichten eine Stärke sich erworben hak mit der "
er die Hindernisse, die sich semer Pflichterfüllung cnt
gegensitzen mögen, überwindet; der Tugend entgc-
gengeftzt, ist die moralische Schwäche; sie, der
Starke Gegentheil, wird vsn jedem Hinderniß über-

wunden, wie sie keines zu überwinden weiß — und
durch Furcht und Schreien getrieben, ist kein Ver-
drecken, dessen sie nicht fähig wäre. Man cntwül-
die von dem Blute der schönsten Zierden der Mensch-
heit gefärbten Blätter der Zeiten des Terrvrismus in
F'antreich —unter der unermeßlichen Zahl jener ttnge-
Heuer, deren Namen sie zu ewiger Schande aufbe-
wahren; unter den Verfolgern und Zerstörern alles
Schönen und Guten; unter den lügenhaften Angebern,
den falschen Zeugen,, den gewissenlosen Richtern ; unter
den M. rderil; unter den Rednern endlich und unter
den Dichtern, die das Laster als Tugend priesen,
und Hymnen jedem Frevel sangen — sind der Feigen,
der moralischen Schwachlinge, der terrorisirten Men-
schen, die nur aus Kraftlosigkeit Vösewichter wurden,
wohl neun Zehmheile gewesen.

an den grossen
Rath, statt der Nachlsssung alter weirern Strafe,
euie längere oder kürzere Einsperrung vorzuschlagen;
eine solche Initiative gegen den grossen Rath auszu-
üben, kommt dem Senat nicht z».

Die Minorität Eurer Commission schlägt euch
darum die Annahme des Beschlusses vor.

Scherer glaubt, wann die Resolution angt-
nommen würde, so würde man neue Mittel das Vcv-
teriaud zu r-ttcu, aus der Hand lassen; unm glich
können wir solche Verbrechen ungestraft lassen. Fuchs
findet Bohner sey kein Haupt eines Aufruhrs, und
keine Bosheit habe bei seiner Thal start gefunden;
nur der boshafte Willen macht aber das Verbrechen
aus; zudem ist Bohner widerrechtlich vor ein Kriegs-
gericht gebracht, uns nach einem Gesetze, das ihm
nicht bekannt seyn konnte, zum Tode viüurcheilr wer-
den. Er si.mml der Minorität bei. Laflechcre
behauptet, das Kriegsgericht sey allerdings befugt
und verpflichtet gewesen, den Bohner zu richten, aber
n cht nach dem Gesetze v. Zi. May, das am i. Apr.
Bohnern nicht bekannt gewesen seyn konnte. Crauer

Sie denken leicht", BB. Repräsentanten, daß, glaubt, man joil consequent seyn; weil unser Horft
indem wir die Behauptung eines unsrer College-, ztstzont izt umwölkt ist, will man auch die Flügel han-
widerlegen suchten, es uns nicht in den Sinn kam,Ige» lassen; er findet das Unheil zwar zu streng, aber
eine Apologie der Verbrechen aus Schwäche auszunder Vorichlag der Majorität bierct allem vor. Zu
stellen. Indessen sind auch hier wieder Unterschicde'ciner Zeit, wo ,o viele Freiheitsdäume umgestürzt,
zu machen : und was einem gebildeten, unterrichteten so viele bedroht sind, wollen wir nicht ein Beispiel
und aufgeklarten Bürger unverieihlich ware, kannjder Ungestraftycit dieses Verbrechens selbst aufst à
dem vernachlaßi.iren nnd ungebilde-crn verzeihlicher
seyn; und die Bemerkung kann uns nicht entgehen,
daß win Elender, der mir dem Verrath und dem Un-

glük siincs Vaterlandes umgeht, der Ausstände orma-

niflren und Bürgerblut fliesseu lassen will, nicht in
eigner Person hingeht und damit anfangt, den Frei
he.tsbaum mobl iraend er

tes und
Solch.

scheinen den großen Räch bewogen zu haben, die

la.m r als 2 monatliche Gefangenschaft des Urs Boh-
dem Militärgericht ausgestandnen Pro-

ige,
ucr, seinen vor
zeß, und den >n

Mittelholz er spricht im Sinne der Majorität
und Crauers; Bohner hatte Mitschuldige, die zu
Kettenstrafen verurtyeilt sind; welche Ungerechtigkeit
marc es, die Miuderschuloigen harter w.c beu Mehr-
schuldigen zu strafen?

Luthy v. Sol. glaubt als Ordnr.ngsmotion,
alle würden zur Annahme stimmen, wenn wir über-
zeugt wären daß ohne dieselbe gegen Bohnern die
Todesstrafe vollzogen würde, nun wissen wir aber

nicht, ob der grosse Nach nach unsrer Verwerfung
einen neuen Beschluß und einen selchen wie die Ma-

^ jvritat ihn vorschlagt, fassen wird. Er trägt also

Folg? des Urtheils
'

seit einigen! darauf an, daß dft Discussion vertaget werde, bis



der Präsident des Senats sich bei demjenigen des

grossen Raths erkundigt habe, ob in diesem ganz
emjigcn Falle der Senat auf bedingte Weise vcrwcr-
fen, u. z. B. sagen könne: der Senat verwirft den

gänzlichen Nachlaß, aber nicht die Verminderung der

Strafe.
Gen hard findet, wir haben zu eurem ,olcyen

Schritt kein Recht; der Präsident ober einzelne Mit-
glicder des großen Raths konneu keine Antwort geben,
die den großen Rath aus einige Weise bände, noch dem

Senat mehrere Sicherheit gäbe; er verlangt Tages-
ordnung über Lüthis Vorschlag. Crauer stimm«

Lüthis Vorschlag bei der ihn vollends beruhiget.
Die Tagesordnung wird ins Stimmenmehr gesezt,
und verworfen.

Mitteiholzer findet Lüthis Antrag sey sehr

wenig verschieden von dein Antrag der Majorität der

Commission ; er uitterstüzt denselben. M u reè ist glei-
cher Meinung; man darf gar nicht daran zweifeln,
daß der gesamte große Rath sehr gene gr seyn wird,
den Wünschen des Senat- in diesem Fall zu enftpre-
chen. Lang will eben aus diesen Gründen den An-
trag Lüthis nicht annehmen, der gegen die Constitu-
non und das Reglcmcm lauft ; der große Rath wird
sich beeilen, und die gelindeste Strafe dem Bohner
durch einen neuen Beschluß zuerkennen. Laflechere
widersezt sich der unnützen und constttutionswidrigei!
Ordnungsinotion Lüchis. Lüthi v. Sol. erwiedert,
der Vorschlag der Commission sey viel constitutions-
widriger als der ftinige; er wolle nur anfragen las-

sen, ob der Senat in diesem besondern Kail, moti-
virt verwerfen dürfe, wie das im Anfang mssrer Si-
hangen öfters geschah. Bodmcr nimmt den Be-
schluß an, und glaubt, die Minorität der Commssst-

on werde zur Majorität des Senats werden.
Audit mochte wegen Redakcionsfehlern in der

Bothschuft, da die französische und deutsche Abras-
sung nicht gleichlautend sind, den Beschluß verwerfen.

" S chcrer widersetzt sich Lüthis Vorschlag.
Fuchs spricht gegen Kubiis Antrag.
Lüthis Antrag wird mit 22. gegen 21. St-m-

inen angenommen.
Laflechere verlangt das Wort fur eine Ord-

nungsmonon: ans Gründen, die er in der den B.
Bohner betreffenden Bschschaft findet, trägt er dar-
auf an, durch den Präsidenten des Senats jenen-
h s großen Raths den Wunsch nach einer Einladung
an das Direktorium muzucheilen, es möchte dasselbe

eine scharfe und change Poiizey im Innern Hefte-
tiens organisme», durch die-allem Unglnk, welches
die Manu-sien durch ihr Bcmw-chigunZSsystem her-
vorbringen, vorgebeugt würde. Er fügt als That-
fache bft ; der gröste Theil des Kant. Obrr and
stund letzten Sonntag und Montag unter d>» Wen-

ft,., weil eme allgemeine zuversichtliche Sage vschmr-

den war: die Franken wollen die Schweiz verlasse»,
durch den Kanron ziehen, und alles ausplündern.

Laflecheres Antrag wird angenommen.
Der Beschluß, welcher die Bittschrift der Gebr.

Peter und Aurel. Kuenz von Dornach, K. Solsch.
ein das Volljlehungsdirt ktor-um weisst, mit der Ein-
ladnng ihre Sache zu beenden, wird verlesen.

K«bli entfezt sich über die Klagschrift, über
die seit dem November bestehende Verhaftung der >
Klager, und die unbegreifliche Verzögerung ihres
Prozesses. Ist die Klagschnfc wahr, so ist das Die
rektorium strafbar; enthalt sie Unwahrheit, so sind
es die Klager. Er verlangt eine Commission zur Un-
tersuchung des Geschäftes.

Lüthn v. Sol. giebt Aufschluß über den Gegen,
stand des langwierigen Prozesses, und der wiederhol-
ten Verhaftungen, die zum Theil unter die vom Dir
rektorium wider gegenrevolutionaree sowohl als ultra»
revolutionärer Gesinnungen Verdächtige vorgenommn
neu Heilemaßregcln gehören. Er kann aber bei die-
ftr Gelegenheit einen Wunsch nicht zurükhalten, daß
nämi'ch der B. Regierungseommissar Huber in Gor
lothuru mcyt länger den dortigen öffentlichen Auk'äs
gcr den B. Schwaller zum Gehülfin bei seinen Com-
missarsverrichtuiigen gebrauchen möchte; das Kan-
tonsgericht ohne öffentlichen Anklager ist in seinen
Geschäften gelähmt, und der vorliegende so wie viele
andere Prozesse werden dadurch ungemein verzögert.
Er hoft, diese öffentliche Bemerkung werde das Di-
rektorium bewegen, den B. Schwaller zu seinen
Amtsgeschafte» zurükzuweisen. Er stimmt übrigens'
zur Annahme des Beschlusses. Kubli.nimmt nun
seinen Antrag zurük.

Der Beschluß wird angenommen.
Eben so wird der Beschluß verlesen und ange-

nommen, der das Direktorium einladet, die Einrü-
ckung keines abschnittweise behandelten Gesetzes in
das Tagblatt der Gesetze zu gestatten, bis dasselbe

ganz beendet ist.

Folgender Beschluß wird verlesen, und sogleich
angenommen.

In Erwägung, daß es sehr wahrscheinlich ist,
daß in der Verpcovi'autienmg der Truppen grpße
Zch-ee vorgegangen sind, und baß die Wirft ng die-
ser Fehler diejenige war, -aß die Armee ohne Le-
bensminel blieb und daß sogar die Magazine in die
Hanbe der Feinde sielen —

hat der grosse Rath, nach erklärter Dringlichkeit,
beschlossen:

1. Das Direktorium einzuladen, sich von den
Maßnahmen Rechenschaft ablegen zu lassen, welche
es zu Verproviaittie-ung und Bezahlung der helvtt.
Truppen nehmen mußte.



s. Dasselbe aufzufodern, die Thätigkeit und die
Kraft zu verdoppeln, damit die Vertheidiger des Va-
terlandes mit strengster Genauigkeit ihren Unterhalt
und ihre Besoldung empfangen, welches ihm unter
seiner Verantwortlichkeit vorgeschrieben ist.

Z. Demselben aufzutragen, in den behörendcn
Formen und ohne Ansehen der Person alle diejenigen
vor Gericht zu ziehen, welche durch irgend eine Art
von Dilapidation, Nachläßigkeit oder irgend einen
andern Fehler von mehrerer Wichtigkeit die Armee
einem Mangel an Nahrung ansgesezt hätten.

Devevey sagt in einer Ordnungsmotion, es
sey Pflicht des Gesetzgebers, jede schändliche Absicht
der Uebelgesinntcn, indem man ihren Mitteln entge-
gcnarbcitet, zu vernichten. Unter diese gehört auch
die über Verwendung der öffentlichen Gelder, um
das Volk irre zu fuhren, ausgestreuten Verlaumdun-
gen. Die Constitution foden zudem jährliche estent-
liehe Rechnungen; das Direktorium soll sich beeilen,
uns seine Rechnungen für das erste Jahr mitzuthei-
len. Das Volk wird daraus sehen, daß keineswegs,
wie man sagt, die Gelder Vorzugsweise zur Bezah-
lung der obersten Gewalten verwandt wurden; sie

wissen B. R. alle, daß nicht nur die Gesetzgeber von
ihrem Gehalt des Jahrs 1799- nichts, und jenes vom
verflossenen Jahr noch nicht ganz empfangen haben.
Er trägt darauf an, der Präsident des Senats soll
jenem des großen Raths den Wunsch des Senats
aussen,, das Direktorium möchte eingeladen werden,
seine jährlichen constitutionellen Rechnungen abzulegen.

Fuchs unterstützt den Antrag; glubt aber, eine
solche Einladung an den großen Rath sey schon vor
einiger Zeit ohne Wirkung gemacht werden. Er
wünscht also, daß sie nun durch eine Bothschaft ge-
schehen möchte.

Genhard unterstützt die letztere Meinung.
Mittelholzcr stimmt zu dem einfachen Vor-

schlag Devevey's.
Devevey's Antrag wird angenommen.

Grosser Rath, 13. Juni.
Präsident: Bourgeois.

Rigozza erhält für 6 Tage Urlaub.
Die militärische Gesellschaft in Wiflisburg legt

öoo Franken auf den Altar des Vaterlandes. Aus
Bille ter s Antrag wird Ehrenmeldung erkannt.

Erafenried, im Namen einer Commission,
legt ein Gutachten über die Dienstenkassa in Bern
vor, welches fur 6 Tage auf den Kanzleitisch gelegt
wirb.

Escher, im Namen einer Commission, legt fol-
gendes Gutachten vor:

i3

Bürger Gcsezgeber!
Vor einigen Wochen habt Ihr in geheimer SiZ-

zung einer Commission aufgetragen, ein Verzeichniß
aller vorhandenen Commissionen und ihrer verschiede-
neu Auftrage Euch vorzulegen, und einen Antrag
zu machen über die Ordnung, in der man sie zur
Arbeit aussodern, und von ihnen Gutachten begeh-
ren soll.

Dieser Auftrag schien anfänglich Eurer Commis-
sion nicht sehr schwierig zu seyn, und die Versamm-
lung selbst schien nicht, besondere Wichtigkeit in die-
sen Auftrag zu legen: man glaubte von beiden Sei-
ten, eine kurze Einsicht in das Commissionenbuch der
Kanzlei und eine leichte Beurtheilung der mehr oder
mindern Wichtigkeit der Aufträge dieser Commission,
sey über diesen Gegenstand völlig hinlänglich und
befriedigend.

Allein, bei näherer Ucberlegunq änderte sich bald
der Gesichtspunkt Eurer Commission. Diese Ver-
sammlnng ist der Gesezgeber eines ganzen Volks;
denn ungeachtet unsre Beschlüsse der Läuterung des
Senats unterworfen sind, so muß doch die ganze
Gesezgebuyg Helvetians von dieser Versammlung aus-
gehen, weil, unsrer Verfassung zufolge, kein Gesez
möglich ist, es werde dann von uns beschlossen. —
Und diese Versammlung, nachdem sie wahrend 15
Monaten ununterbrochen an der Gesezgebung Helve-
tiens gearbeitet hat, trägt einem Ausschuß auf, ihr
einen Entwurf vorzulegen, was nun weiters am drin-
gendsten zu thun sey. Bei diesem Gesichtspunkt er-
schrak Eure Commission über die Wichtigkeit ihrer
Arbeit, und fühlte nun ihre Schwäche, derselben ge-
hörig Genüge zu leisten. Wir haben einen wichtigen
Bau vor — den wichtigsten, der möglich ist. — Schon
ist der Bau angefangen, und Ihr fragt uns, wie
sollen wir den Bau weiter fortsetze»: dieß, BB. Re-
präsentanten, ist die Stellung Eurer Commission, der
Ihr jenen bedenklichen Auftrag gabt!

Um gründlich sagen zu können, was bei einer
Arbeit weiterfort gethan werden soll, ist es unent-
behrlich nothwendig, erst zu wissen, was im G an-
zen geleistet werden muß, dann zu sehen, was
bis jezt geleistet wurde, und endlich wird eins
einfache Vergleichung dieser beiden Angaben das ge-
suchte Resultat liefern, welchem nur noch eine
zw ckmäßige Ordnung gegeben werden muß.
Dieß ist der Gang unsrer angestellten Untersuchung.

(Die Fortsetzung folgt.)

Denkfehler.
Im St. 8i. Seite. 662. Spalt 2. Zeil. 9. statt

Schrecken lies Schranken.
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